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NEBENGEBIETE

Gesellschaftsrecht

Verjährung und Rückwirkung des § 167 ZPO
Einordnung: § 129 HGB

BGH, Urteil vom 12.09.2019 
IX ZR 262/18

EINLEITUNG
Die Verjährung eines Anspruchs kann gehemmt werden, wenn gem. § 204 I 
Nr. 1 BGB i.V.m. §§ 253 I, 261 ZPO eine Klageschrift an den Beklagten zugestellt 
wird. Erst durch die Zustellung ist die Klage (vgl. § 253 ZPO) erhoben.
Wenn nun also der Kläger vor Fristende seine Klageschrift bei Gericht 
einreicht (Anhängigkeit), kann es passieren, dass die Zustellung (Rechtshän-
gigkeit) erst nach Fristende erfolgt. Vor diesem Hintergrund will § 167 ZPO 
den Kläger vor Risiken bewahren, die sich außerhalb seiner Sphäre (z.B. in der 
Geschäftsstelle des Gerichts) abspielen. Diese Norm bewirkt, dass die hem-
mende Wirkung auf den Zeitpunkt der Anhängigkeit vorverlegt wird, wenn (!) 
die Zustellung „demnächst“ erfolgt. Wann dies der Fall ist, erläutert der BGH 
in dieser Entscheidung.
Weiterhin enthält dieser Fall lehrreiche Ausführungen zum Personen-
gesellschaftsrecht, nämlich zu § 129 BGB.

SACHVERHALT
Die Beklagte zu 1 ist eine GbR, die Beklagten zu 2 bis 4 sind ihre Gesellschafter. 
Der Kläger hat gegen die GbR eine der Regelverjährung unterliegende For-
derung i.H.v. 4.950 €. Diese verjährt Ende 2015.
Die Beklagten erheben die Einrede der Verjährung. 

Die Klage ist am 22.12.2015 beim AG eingegangen, am 28.12.2015 hat der 
Kläger den Gerichtskostenvorschuss eingezahlt. In der Klageschrift ist für alle 
Beklagten die damalige Geschäftsanschrift der GbR als Adresse angegeben 
und Rechtsanwalt Dr. G. als Prozessbevollmächtigter benannt. Die Richterin 
hat die Zustellung an die Beklagten persönlich angeordnet. Nach den Zustel-
lungsurkunden hat die Postzustellerin am 16.01.2016 die Sendungen an die 
Beklagten zu 1 bis 4 in den zum damaligen Geschäftsraum der GbR gehö-
renden Briefkasten eingelegt, weil die Übergabe in dem Geschäftsraum nicht 
möglich war. Zu diesem Zeitpunkt war Rechtsanwalt Dr. G. nur von der GbR 
bevollmächtigt. 

Die Beklagte zu 4 als geschäftsführende Gesellschafterin hat die Klageschrift 
Ende Januar 2016 an Rechtsanwalt Dr. G. gefaxt. Dieser hat am 08.02.2016 
bei Gericht angezeigt, die Beklagten zu vertreten, und ist am 26.02.2016 von 
den Beklagten zu 2 bis 4 bevollmächtigt worden. Am 30.05.2016 hat er die 
Klageschrift vom Gericht in beglaubigter Abschrift gegen Empfangsbekenntnis 
erhalten.

Ist gegenüber den Beklagten zu 1 bis 4 Verjährung eingetreten?

LEITSATZ

Die Rückwirkung einer Zustellung 
nach § 167 ZPO tritt ein, wenn die 
Zustellung „demnächst“ erfolgt. Es 
gibt keine absolute zeitliche Grenze, 
nach deren Überschreitung eine 
Zustellung nicht mehr als dem-
nächst anzusehen ist. Dies gilt auch 
dann, wenn es zu mehrmonatigen 
Verzögerungen kommt. Denn Verzö-
gerungen im Zustellungsverfahren, 
die durch eine fehlerhafte Sachbe-
handlung des Gerichts verursacht 
sind, muss sich der Kläger grund-
sätzlich nicht zurechnen lassen.
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LÖSUNG

I. Anspruch gegen die GbR (Beklagte zu 1)
Der Anspruch gegen die GbR ist nicht verjährt; die Verjährung ist gemäß  
§ 204 I Nr. 1 BGB durch Klageerhebung gehemmt, weil die wirksame Klage- 
zustellung am 30. Mai 2016 auf den 22. Dezember 2015 zurückwirkt.

[23] Die Rückwirkung nach § 167 ZPO tritt ein, wenn die Zustellung „dem-
nächst“ erfolgt. Dabei darf nicht auf eine rein zeitliche Betrachtungsweise 
abgestellt werden. Vielmehr sollen, weil die Zustellung von Amts wegen 
geschieht, die Parteien vor Nachteilen durch Verzögerungen innerhalb 
des gerichtlichen Geschäftsbetriebes bewahrt werden, denn diese Ver-
zögerungen können von ihnen nicht beeinflusst werden. Es gibt deshalb 
keine absolute zeitliche Grenze, nach deren Überschreitung eine 
Zustellung nicht mehr als demnächst anzusehen ist. Dies gilt auch dann, 
wenn es zu mehrmonatigen Verzögerungen kommt. Denn Verzögerungen 
im Zustellungsverfahren, die durch eine fehlerhafte Sachbehandlung 
des Gerichts verursacht sind, muss sich der Kläger grundsätzlich nicht 
zurechnen lassen. Einer Partei sind solche nicht nur geringfügigen Ver-
zögerungen zurechenbar, die sie oder ihr Prozessbevollmächtigter bei 
sachgerechter Prozessführung hätte vermeiden können (...).

[24] Der Kläger hat die Klage am 22. Dezember 2015 eingereicht und am 
28. Dezember 2015 den Gerichtskostenvorschuss eingezahlt. Das Amts-
gericht hat eine Klagezustellung an die Beklagten veranlasst, nicht aber 
an den vom Kläger benannten Prozessbevollmächtigten der Beklagten 
zu 1. Dass diesem die Klage erst am 30. Mai 2016 zugestellt worden ist, 
beruht nicht auf einem Versäumnis des Klägers oder seiner Prozessbe-
vollmächtigten. Es kann dahinstehen, ob diese nach Einzahlung des 
Gerichtskostenvorschusses nicht mehr verpflichtet waren, das gericht-
liche Vorgehen im Hinblick auf die Beklagte zu 1 zu kontrollieren, weil die 
Benennung des Prozessbevollmächtigten der Beklagten zu 1 zutraf und der 
Kläger mit der Vorschusseinzahlung die notwendige Mitwirkung erbracht 
hatte (...). Jedenfalls traf den Kläger hier keine Obliegenheit, wegen der 
Zustellung an den gegnerischen Prozessbevollmächtigten nachzufragen, 
weil Rechtsanwalt Dr. G. schon am 8. Februar 2016 bei Gericht angezeigt 
hat, die Beklagten zu vertreten. Die Zustellung am 30. Mai 2016 ist „dem-
nächst“ im Sinne des § 167 ZPO erfolgt. Dadurch ist die Verjährung noch 
im Jahr 2015 gehemmt worden und der Anspruch gegen die Beklagte zu 1  
nicht verjährt.

II. Anspruch gegen die Gesellschafter (Beklagten zu 2 bis 4)

[26] 1. Rechtsfehlerfrei ist das Berufungsgericht zu dem Ergebnis gekom-
men, dass die geltend gemachten Ansprüche gegen die Beklagten zu 2 bis 
4 bestehen. Dem Kläger steht gegen die Beklagte zu 1 (...) ein (...-)Anspruch 
zu. Für diesen haften die Beklagten zu 2 bis 4 als Gesellschafter entspre-
chend § 128 HGB (…).

[27] 2. Das Berufungsgericht hat angenommen, die Verjährung sei gegenüber 
den Beklagten zu 2 bis 4 gemäß § 204 I Nr. 1 BGB gehemmt, weil die Klagezu-
stellung vom 16. Januar 2016 gemäß § 167 ZPO auf das Jahr 2015 zurückwirke. 
Die Begründung des Berufungsurteils hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand.

Die vom Gericht angeforderte Vor-
schusszahlung für die Klage- bzw. 
Mahnbescheidzustellung darf nicht 
unangemessen lange (in der Regel 
über zwei Wochen hinaus) verzögert 
werden. Bei der Berechnung der 
noch hinnehmbaren Verzögerung 
von 14 Tagen kommt es bei der 
Einzahlung des Kostenvorschusses 
nicht auf die Zeitspanne zwischen 
der Aufforderung zur Einzahlung der 
Gerichtskosten und deren Eingang 
bei der Gerichtskasse, sondern 
darauf an, um wie viele Tage sich der 
für die Zustellung der Klage ohnehin 
erforderliche Zeitraum infolge der 
Nachlässigkeit des Klägers ver-
zögert hat (BGH, III ZR 66/14). Einer 
Partei ist in der Regel eine Erledi-
gungsfrist von einer Woche zur 
Einzahlung des angeforderten Vor-
schusses zuzugestehen. Bleibt die 
Vorschussanforderung durch das 
Gericht generell aus, darf die Partei 
aber nicht untätig bleiben, sondern 
muss nachfragen. Von der Partei 
kann nicht verlangt werden, an 
Wochenend- und Feiertagen sowie 
am Heiligabend und Silvester für die 
Einzahlung des Kostenvorschusses 
zu sorgen. Der Partei sind Zustel-
lungsverzögerungen zuzurechnen, 
für die Mängel in der Klageschrift 
ursächlich sind (z.B. falsche Namens-
angabe, falsche Anschrift), es sei 
denn, der Zustellungsadressat ist 
dafür verantwortlich.
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[28] a) Rechtsfehlerfrei hat das Berufungsgericht in der Zustellung der 
Klageschrift am 16. Januar 2016 einen Verstoß gegen § 172 ZPO gesehen. 
Wenn im Rubrum der Klageschrift ein Rechtsanwalt als Prozessbevollmäch-
tigter des Beklagten angegeben wird, muss das Gericht gemäß § 172 I 1  
ZPO an diesen und nicht an die Partei zustellen, gleich ob der Rechts- 
anwalt wirklich Prozessvollmacht hat oder nicht (...). Zustellungen an die 
Partei selbst unter Verstoß gegen die Vorschrift des § 172 I 1 ZPO sind 
unwirksam (...).

[29] b) Rechtsfehlerhaft ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, die 
Zustellung sei gleichwohl am 16. Januar 2016 bewirkt worden, weil § 189 
ZPO (entsprechend) anzuwenden sei.

[30] Nach Auffassung des Berufungsgerichts ist § 189 ZPO (entsprechend) 
anzuwenden, wenn der Kläger für den Beklagten einen Prozessbevollmäch-
tigten benennt, der objektiv keine Prozessvollmacht hat, und das Gericht 
nicht an diesen zustellt, sondern an den Beklagten selbst (so auch Münch-
KommZPO/ Häublein, 5. Aufl., § 172 Rn. 6). Ob diese Rechtsansicht zutrifft, 
muss nicht entschieden werden. Die Voraussetzungen einer Heilung nach 
§ 189 ZPO sind nicht festgestellt.

[31] § 189 ZPO setzt voraus, dass ein Dokument dem Zustellungsadressaten 
tatsächlich zugegangen ist. Das ist der Fall, wenn der Adressat das 
Dokument in die Hand bekommt (...). Das Berufungsgericht hat nicht 
festgestellt, dass die Klageschrift beim Zustellversuch am 16. Januar 2016 
in die Hände der Beklagten zu 2 bis 4 gelangt ist. Es hat rechtsfehlerhaft 
den Einwurf der Sendungen an der Geschäftsanschrift der Beklagten zu 1 
genügen lassen. [Wird ausgeführt.]

[33] 3. Die Entscheidung des Berufungsgerichts über die Ansprüche 
gegen die Beklagten zu 2 bis 4 ist jedoch aus anderen Gründen richtig. 
Die Ansprüche sind nicht verjährt, weil die Hemmung der Verjährung 
gegenüber der Beklagten zu 1 auch zu Lasten der Beklagten zu 2 bis 4 
wirkt.

[34] § 129 I HGB gilt sinngemäß für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(BGH, Urteil vom 22. März 2011 - II ZR 249/09). Nimmt ein Gläubiger wegen 
einer Verbindlichkeit der Gesellschaft einen Gesellschafter entsprechend  
§ 128 HGB in Anspruch, so kann dieser Einwendungen und Einreden gegen 
die Gesellschaftsschuld nicht mehr erheben, wenn sie der Gesellschaft 
nicht mehr zustehen. Insbesondere wirkt eine Hemmung der Verjährung 
der Gesellschaftsschuld zu Lasten des Gesellschafters (...).

[35] Die Erhebung der Klage gegen die Beklagte zu 1 hat die Verjährung 
noch im Jahr 2015 und damit rechtzeitig gemäß §   204 I Nr. 1 BGB 
gehemmt. Da die Beklagte zu 1 die Verjährungseinrede nicht mehr mit 
Erfolg erheben kann, gilt dies auch für die Beklagten zu 2 bis 4, die als 
Gesellschafter wegen einer Verbindlichkeit der Beklagten zu 1 in Anspruch 
genommen werden.

Dem Prozessbevollmächtigten obliegt  
die Prozessführung insgesamt und 
deshalb soll gewährleistet werden, 
dass die zuzustellenden Schrift-
stücke (z.B. Schriftsätze, Urkunden, 
Entscheidungen) unmittelbar und  
schnell zu seiner Kenntnis gelangen.  
§ 172 ZPO stellt in diesem Zusam- 
menhang sicher, dass der Bevoll-
mächtigte über den gesamten 
Verfahrensstoff informiert wird 
und alle Fäden sich in seiner Hand 
vereinigen.

§ 561 ZPO: Revisionszurückweisung

Ergibt die Begründung des Beru- 
fungsurteils zwar eine Rechtsver-
letzung, stellt die Entscheidung 
selbst aber aus anderen Gründen 
sich als richtig dar, so ist die Revision 
zurückzuweisen.
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FAZIT
Ergänzend sei auf die folgenden Punkte hingewiesen.

1. § 129 III HGB („Redaktionsversehen“):
Aus dem Zusammenhang mit § 129 I und II HGB, die beide auf Rechte der 
Gesellschaft abstellen, ergibt sich, dass entgegen dem Wortlaut die Auf-
rechnungsmöglichkeit der Gesellschaft entscheidend ist und nicht die des 
Gesellschaftsgläubigers (BGHZ 42, 396, 397).

2. § 129 HGB analog z.B. für Rücktritt und Minderung:
§ 129 II, III HGB gilt analog auch für andere Gestaltungsrechte der Gesellschaft 
(Rücktritt, Minderung).

3. Verjährung: 
Ein persönlich haftender Gesellschafter, der für eine Gesellschaftsschuld 
in Anspruch genommen wird, kann (entgegen § 129 HGB!) gem. § 242 BGB 
nicht einwenden, die Forderung gegen die Gesellschaft sei verjährt, wenn 
der Gläubiger die Verjährungsfrist gegenüber dem Gesellschafter rechtzeitig 
unterbrochen hat. 
Arg.: Es würde es dem Zweck der persönlichen Haftung eines jeden 
Gesellschafters widersprechen, wenn gerade im Falle der persönlichen Inan-
spruchnahme des Gesellschafters das Prozessrisiko des Gläubigers dadurch 
erhöht würde, dass er die Gesellschaft im Klagewege mit in Anspruch nehmen 
müsste, um einer Verjährungseinrede vorzubeugen. (BGH, NJW 1988, 1976) 
Umgekehrt gilt aber, dass eine (rechtzeitige) Klage gegen die Gesellschaft die 
Verjährung gegen die Gesellschafter hemmt. Die für die Gesellschaftsschuld 
maßgebliche Verjährung gilt grundsätzlich auch für die akzessorische Haftung 
des Gesellschafters (Palandt/Sprau, § 714 Rn 15). Verjährt also der Anspruch 
gegen die Gesellschaft erst nach 30 Jahren, verjährt auch die akzessorische 
Gesellschafterhaftung erst nach 30 Jahren und nicht schon mit Ablauf der 
Regelverjährung.
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